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Gewerkschaften in der Türkei
Interessenvertretung unter schwersten Bedingungen

Türkische Gewerkschaften leiden weiterhin unter restriktiven rechtlichen Rahmen-
bedingungen sowie unter Einschüchterungs- und Behinderungsversuchen von Ar-
beitgebern.

Auch die neuesten rechtlichen Änderungen erfüllen nicht die Erwartungen nach 
größerer demokratischer Freiheit und Schutz des Vereinigungsrechts. Weder der Or-
ganisationsgrad von nur 9,2 Prozent aller Beschäftigten noch die Tarifabdeckung 
von nur etwa 3 Prozent werden sich dadurch nachhaltig erhöhen lassen.

Trotz aller Versuche, sich auch in der Öffentlichkeit stärker zu profilieren, bleiben 
der politische Einfluss türkischer Gewerkschaften und ihre gesellschaftliche Akzep-
tanz begrenzt. Hinzu kommen historisch gewachsene ideologische Gräben sowohl 
zwischen Gewerkschaften derselben Branche als auch den Gewerkschaftsdachver-
bänden.

Dennoch suchen und finden die türkischen Gewerkschaften Wege der Organisie-
rung neuer Mitglieder. Einige Gewerkschaften sind im letzten Jahrzehnt erfolgreich 
gewachsen, indem sie die Beschäftigten multinationaler Unternehmen auch mithilfe 
globaler Unterstützung für sich gewannen. Andere haben ihre Kräfte auf die Orga-
nisation von LeiharbeiterInnen in einem zunehmend prekären, flexiblen und infor-
mellen Arbeitsmarktumfeld konzentriert.
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1. Die Gewerkschaftslandschaft

Der türkische Gewerkschaftsdachverband TÜRK-İŞ, der 

vor allem öffentlich Bedienstete organisiert, wurde 1952 

auf der Grundlage des ersten Gewerkschaftsgesetzes 

von 1947 gegründet. Dieses Gesetz sah jedoch weder ein 

Recht auf Tarifverhandlungen noch ein Streikrecht vor. Die 

Position des Dachverbandes sollte »über der Parteipolitik« 

stehen und war eher regierungsfreundlich. Nach dem Mi-

litärputsch von 1960 wurden 1963 das Gewerkschafts-

gesetz Nr. 274 und das Gesetz Nr. 275 über Tarifverhand-

lungen, Streiks und Aussperrungen verabschiedet. Darin 

wurde das Recht auf Streiks und Tarifverhandlungen an-

erkannt, was die Mitgliedszahlen auf über 1 Million im 

Jahr 1971 dramatisch in die Höhe schießen ließ. 

Der Bund Progressiver Gewerkschaften (DİSK) wurde 1967 

nach einem Streik in einer Glasfabrik gegründet, der zur 

Spaltung innerhalb des TÜRK-İŞ geführt hatte. Schwer-

punktmäßig organisierte DİSK die Beschäftigten der Pri-

vatwirtschaft und vertrat eine deutlich radikalere Linie. 

Kämpferisch in seinen Aktionen unterstützte er die sozia-

listische Arbeiterpartei der Türkei (TİP), unter deren Grün-

dungsmitgliedern sich auch Mitglieder der DİSK-Führung 

befanden. 1970 wurde der Verband Nationalistischer Ge-

werkschaften (MİSK) gegründet. Dieser erhielt zwar Un-

terstützung zur Zeit der Regierung der Nationalen Front 

1975, konnte sich aber nicht erfolgreich durchsetzen.

1971 kam es zu einem weiteren Militärputsch, in dessen 

Verlauf sämtliche Streiks verboten wurden und gewerk-

schaftliche Aktivitäten nur nach vorheriger Genehmi-

gung erlaubt waren. Drei Jahre nach den demokrati-

schen Wahlen von 1973 wurde ein dritter Dachverband 

gegründet: HAK-İŞ, der ideologisch der islamischen Na-

tionalen Heilspartei (MSP) nahe stand. HAK-İŞ stand für 

einen nichtkonfrontativen Kurs und einvernehmliche Be-

ziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

Es gab also eine Spaltung der Gewerkschaftsbewegung 

der Türkei nach ideologischer Ausrichtung.1

Nach dem Einschreiten der Militärs 1980 wurden Akti-

vitäten von DİSK, HAK-İŞ und MİSK verboten. Die Füh-

1. Für weitere Einzelheiten s. Aslan und Baydar (1998), Koç (2003), Koçer 
(2007), Ozan (2011).

rung der DİSK wurde vor Gericht gestellt und die meisten 

seiner Mitglieder mussten Mitgliedsgewerkschaften des 

TÜRK-İŞ beitreten. 1981 konnte HAK-İŞ seine Arbeit wie-

der aufnehmen, ebenso MİSK 1984 und DİSK 1991. Die 

Verabschiedung des Gewerkschaftsgesetzes Nr. 2821 

und des Gesetzes Nr. 2822 über Tarifverträge, Streiks und 

Aussperrungen im Jahr 1983 änderten zwar den recht-

lichen Rahmen, in dem sich Gewerkschaften bewegten, 

schränkte aber die Vereinigungsfreiheit erheblich ein. Mit 

geringfügigen Änderungen galt dieses Gesetz von 1983 

bis Ende 2012 und hat die Organisierungsanstrengungen 

der Gewerkschaftsbewegung beträchtlich behindert. 

(Für die gesetzlichen Neuregelungen siehe Kapitel 1.2)

Historisch sehr viel komplizierter und schwieriger gestal-

tete sich die Lage bei den Staatsbeamten. 1965 gewährte 

das Gesetz Nr. 624 den Staatsbediensteten das Recht 

auf Gründung von Gewerkschaften, aber weder ein 

Recht auf Tarifverhandlungen noch auf Streiks. Die nach 

diesem Gesetz entstandenen Gewerkschaften wurden 

nach dem Eingreifen der Militärs 1971 aufgelöst und 

seither durften sich Beamte nur noch in Interessenver-

bänden organisieren. Mit Ausnahme der Lehrergewerk-

schaft hinterließ keine der in der Zeit von 1965 bis 1971 

gegründeten Gewerkschaften irgendwelche Spuren in 

der heutigen Gewerkschaftsbewegung.

In den 1980er Jahren gab es zwar immer noch keinen ge-

eigneten rechtlichen Rahmen für gewerkschaftliche Ak-

tivitäten der Staatsbediensteten, aber mit Berufung auf 

maßgebliche internationale Übereinkommen zur Vereini-

gungsfreiheit forderte man das demokratische Recht auf 

Gründung von Gewerkschaften ein. Den Anfang mach-

ten dabei in den frühen 1990er Jahren die Lehrer und die 

Kommunalbediensteten. Auf dem Höhepunkt dieser Ent-

wicklung wurde ein Rat zur Gründung eines Dachverban-

des der Beamtengewerkschaften eingesetzt, der in einer 

Reihe landesweiter Demonstrationen, Märschen, Hunger-

streiks und Arbeitsniederlegungen für das Recht auf Ver-

einigung und Tarifverhandlungen kämpfte. 1995 trugen 

diese Anstrengungen Früchte mit einer Verfassungsände-

rung, die Staatsbediensteten das Recht auf Vereinigung 

gewährte. In den 1990er Jahren entstanden dann die drei 

gegenwärtig größten gewerkschaftlichen Dachverbände 

der öffentlich Bediensteten: Türkiye KAMU-SEN (1992), 

KESK (1995) und MEMUR-SEN (1995).2 

2. Weitere Gewerkschaftsbünde sind BASK, DESK, BİRLEŞİK KAMU-İŞ.  
Es gibt auch unabhängige Gewerkschaften.

1.1 Das historische Erbe der türkischen 
Gewerkschaftsbewegung
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Erst 2001 wurde der Rechtsstatus der Gewerkschaften 

für öffentlich Bedienstete in einem gesonderten Gesetz 

geregelt. Gesetz Nr. 4688 beschrieb die Rechtsgrundlage 

für Gewerkschaftsaktivitäten, gewährte aber weder ein 

Streikrecht noch ein Recht auf Tarifverhandlungen.3

Unabhängig von ihren ideologischen Überzeugungen 

sind fast alle Gewerkschaften und Gewerkschaftsbünde 

sehr hierarchisch aufgebaut. Die Macht ist normalerweise 

im Vorstand konzentriert. Der Rat der Bezirksverbands-

vorsitzenden setzt sich aus den Vorsitzenden aller offizi-

ellen Verbände auf Bezirksebene der Gewerkschaft in der 

Türkei zusammen, die sich zur Besprechung von Gewerk-

schaftsthemen treffen. Aber nicht in allen Gewerkschaf-

ten wird dieses Verfahren umfassend und regelmäßig 

angewandt. Das oberste Entscheidungsgremium ist der 

Gewerkschaftstag, der i. d. R. alle vier Jahre abgehalten 

wird, den Vorstand – normalerweise auf vier Jahre – 

wählt und Beschlüsse fasst. Am Gewerkschaftstag neh-

men die von den einzelnen Bezirksverbänden gewählten 

Delegierten teil. Betriebliche Vertrauensleute (shop stew-

ards) werden in einigen Fällen gewählt, in anderen von 

der Gewerkschaftsführung berufen.4 Wie wissenschaft- 

liche Untersuchungen gezeigt haben, verschlingen die 

Gehälter und Ausgaben der Vorstandsmitglieder in eini-

gen Gewerkschaften zudem große Anteile des Budgets 

und werden manche MitarbeiterInnen durch Klientel-

netzwerke rekrutiert (s. Lordoğlu, 2004).5 Bemerkens-

wert ist ebenfalls, dass nur sehr wenige Frauen in den ge-

werkschaftlichen Entscheidungsgremien vertreten sind. 

Bis 1995 durften sich Vorstandsmitglieder nur für vier 

Amtszeiten zur Wahl stellen; dann wurde auf Druck der 

Gewerkschaften die Gesetzgebung geändert und die 

Zahl der Amtszeiten für Führungspositionen erweitert.6

3. S. für weitere Einzelheiten: http://www.kesk.org.tr/node/49.

4. Artikel 34 des Gewerkschaftsgesetzes 2821 sieht vor, dass betrieb-
liche Vertreter ernannt werden können. Wahlen werden in den Gewerk-
schaftssatzungen geregelt. Es ist rechtlich nicht verpflichtend, Wahlen 
der Vertrauensleute abzuhalten.

5. Lordoğlu dokumentierte diese Probleme anhand einer Auswahl von 
6 Gewerkschaften aus den Bereichen Nahrungsmittel, Glas, Metall und 
Petrochemie.

6. Absatz (5) und (6) des Artikels 9 von 2821 wurden am 4.4.1995 per 
Gesetz 4101 geändert.

Tabelle 1: Offizielle Mitgliedszahlen

Gewerkschafts-
bund

Anzahl der  
Mitglieder

Anzahl der 
Gewerkschaften

TÜRK-İŞ 712.063 33 

HAK-İŞ 157.480 15 

DİSK 97.662 17 

unabhängig 34.466 27 

Gesamt 1.001.671 –

Organisationsgrad 9,21 % –

Quelle: Ministerium für Arbeit und Soziales, Februar 2012

Lange Zeit wiesen die offiziellen Zahlen des Arbeits-

ministeriums einen recht hohen Organisierungsgrad 

der Gewerkschaften im Privatsektor auf (knapp 60 %). 

Diese Zahlen berücksichtigten aber weder den hohen 

Anteil von informell beschäftigten Arbeitern noch den 

Umstand, dass eine gewerkschaftliche Vertretung (und 

damit Tariffähigkeit) ja erst ab einem betrieblichen Or-

ganisationsgrad von 50 % + 1 anerkannt wird. Çelik und 

Lordoğlu (2006) schlugen daher vor, dass man Beschäf-

tigte im informellen Sektor sowie die tarifvertraglich ge-

schützten ArbeitnehmerInnen einbeziehen müsse. Bakır 

und Akdoğan (2009) kamen mit dieser Methode 2007 

zu dem Ergebnis, dass 6,1 Prozent der Lohnempfänger 

organisiert sind.7

Im Februar 2013 veröffentlichte das Arbeitsministerium 

nun die neuen Mitgliedszahlen, die sich von den alten 

massiv unterscheiden, allgemeinhin aber als sehr viel 

realistischer angesehen werden. Von insgesamt knapp 

10,9 Mio. formell Beschäftigten sind demnach 1 Mio. 

gewerkschaftlich organisiert, was einem Organisations-

grad von 9,2 Prozent entspricht.

Innergewerkschaftliche Rivalitäten sind stark ausgeprägt 

(s. Uçkan, 2002), und zwar nicht nur zwischen Mitglieds- 

organisationen verschiedener Gewerkschaftsbünde, son- 

dern auch innerhalb desselben Dachverbandes dersel-

ben Branche. Sehr unwahrscheinlich erscheint bis auf 

weiteres deshalb auch eine Stärkung der Arbeitneh-

mervertretung durch Fusion von Gewerkschaften der-

selben Branche angesichts tief verwurzelter historischer 

und ideologischer Differenzen zwischen den Gewerk- 

7. Nach denselben Berechnungen belief sich diese Zahl 1988 auf 22,2.

1.2 Langfristige Probleme bestehen weiterhin: 
hierarchische Strukturen, ideologische Gräben 

und geringer Organisationsgrad 
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Branche Gewerkschaft Gewerkschaftsbund Mitgliederzahlen Organisationsgrad

Land-/Forstwirtschaft, 
Jagd-/Fischereiwesen

Orman-İş Türk-İş 724 0,59

Tarım-İş Türk-İş 9,953 8,08

Birlik Orman İş Hak-İş 0 0,00

Öz Orman İş Hak-İş 23,780 19,31

Bergbau Genel Maden İş Türk İş 11,418 6,12

Türk Maden İş Türk İş 24,201 12,96

Dev Maden Sen Disk 178 0,10

Öz Maden-İş Hak-İş 97 0,05

Erdöl, Chemikalien, Gummi, 
Kunststoff, Medizin

Petrol-İş Türk-İş 27,392 5,88

Lastik-İş Disk 7,168 1,54

Öz Petrol-İş Hak-İş 461 0,10

Nahrungsmittel Tek Gıda-İş Türk-İş 31,179 5,99

Öz Gıda-İş Hak-İş 20,971 4,03

Gıda-İş Disk 1,788 0,34

Şeker-İş Türk-İş 15,667 3,01

Textilien Teksif Türk-İş 54,845 5,51

Öz İplik-İş Hak-İş 17,006 1,71

Tekstil Disk 10,203 1,02

Deri-İş Türk-İş 1,804 0,18

Holz, Papier Ağaç-İş Türk-İş 2,446 1,10

 Öz Ağaç-İş Hak-İş 7,380 3,31

Selüloz-İş Türk-İş 3,268 1,47

Tümka-İş Disk 593 0,27

Presse- und Verlagswesen Basın-İş Türk-İş 1,791 1,72

Basın-İş Disk 546 0,52

Medya-İş Hak-İş 560 0,54

TGS Türk-İş 817 0,78

Bank- und Versicherungswesen Bass Türk-İş 10,446 3,93

Basisen Türk-İş 38,131 14,35

Bank-Sen Disk 493 0,19

Zement, Ton und Glas Çimse-İş Türk-İş 20,142 12,44

Kristal-İş Türk-İş 6,747 4,17

Tabelle 2: Stand der Mitgliedschaft bei den Gewerkschaften der drei größten Gewerkschaftsbünde
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Metall Türk Metal Türk-İş 151,734 11,10

Çelik-İş Hak-İş 27,493 2,01

Birleşik Metal-İş Disk 26,061 1,91

Bauwesen Yol-İş Türk-İş 32,385 2,25

Devrimci Yapı-İş Disk 2 0,00

Energie Tes-İş Türk-İş 45,882 19,56

Enerji-Sen Disk 279 0,12

Handel, Büro, Bildung und
Bildende Künste 

Tez Koop-İş Türk-İş 50,319 2,34

Koop-İş Türk-İş 28,089 1,31

Sosyal-İş Disk 7,246 0,34

Sine-Sen Disk 15 0,00

T. Büro-İş Hak-İş 55 0,00

Transport Tümtis Türk-İş 6,775 1,01

Nakliyat-İş Disk 2,789 0,42

Taşıma İş Sendikası Hak-İş 26 0,00

Demiryol-İş Türk-İş 14,563 2,17

Hava-İş Türk-İş 13,497 2,01

Schiffbau, Wasser, Seeverkehr, 
Lagerung, Aufbewahrung 

TDS Türk-İş 4,536 3,16

Liman-İş Türk-İş 3,140 2,18

Dok Gemiş-İş Türk-İş 2,245 1,56

Limter-İş Disk 134 0,09

Kommunikation Türkiye Haber-İş Türk-İş 16,203 23,69

Gesundheit Sağlık-İş Türk-İş 5,264 1,87

Dev Sağlık-İş Disk 1,234 0,44

Unterkunft und Unterhaltung Toleyis Türk-İş 14,012 2,22

Oleyis Hak-İş 6,357 1,01

Dev Turizm-İş Disk 7 0,00

Futbol-Sen Hak-İş 279 0,04

Verteidigung und Sicherheit Türk Harb-İş Türk-İş 21,134 11,02

Öz-İş Hak-İş 1,936 1,01

Allgemeine Dienstleistungen Belediye-İş Türk-İş 41,314 6,30

Hizmet-İş Hak-İş 51,079 7,79

Genel-İş Disk 41,466 6,33

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Arbeitsministeriums.
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schaftsbünden. Was die Mitgliedszahlen anbetrifft, ist 

TÜRK-İŞ weiterhin der größte Dachverband. Eine aus 

zehn Gewerkschaften innerhalb des TÜRK-İŞ bestehende 

»Plattform zur Konzentration der Gewerkschaftsmacht« 

(Sendikal Güç Birliği Platformu)8 suchte auf dem Gewerk-

schaftstag im Dezember 2011 die Konfrontation mit der 

Führung des Gewerkschaftsbundes. Zwar schafften es 

ihre Kandidaten nicht in den Vorstand von TÜRK-İŞ, aber 

innerhalb des Bundes entstand ein Machtblock, der sich 

auf gemeinsame Aktionen bei Arbeitsgesetzgebung, in-

ternationalen Beziehungen und Frauenrechten verstän-

digte mit dem Anspruch, eine radikale Alternative zur 

vorherrschenden bürokratischen Struktur und nachgie-

bigen Haltung des Dachverbandes zu bieten.9

Trotz seiner islamischen Überzeugungen verfolgt der 

HAK-İŞ zunehmend eine pro-europäische Linie und 

versucht, sich der internationalen Gewerkschaftsbewe-

gung anzunähern. Er verbindet eine moderate Haltung 

gegenüber der Regierung mit Kompromissbereitschaft, 

sobald es um den Schutz der Mitgliederinteressen geht  

(s. Buğra, 2002). Auf dem Hintergrund seiner kämpfe-

rischen Traditionen aus den 1960er und 1970er Jahren 

bleibt der DİSK in seiner kritischen Haltung gegenüber der 

Regierungspolitik und Arbeitnehmerrechten am radikals-

ten von allen Dachverbänden. Nach dem Verlust großer 

Teile seiner Mitglieder an TÜRK-İŞ in den 1980er Jahren, 

als der DİSK gesetzlich verboten war, bleibt seine tatsächli-

che Macht in der Gewerkschaftsbewegung begrenzt und 

durch mangelnde Geldmittel und innergewerkschaftliche 

Rivalitäten eingeschränkt. Mit Ausnahme einiger weniger 

engagierter Gewerkschaften hat keine seiner Mitgliedsor-

ganisationen erfolgreich neue Mitglieder gewonnen.

Unter den Dachverbänden für Beamte steht KESK, ur-

sprünglich die treibende Kraft bei der Schaffung eines 

rechtlichen Rahmens für Gewerkschaften des öffentli-

chen Dienstes, unter dem Vorwurf, den Bezug zur Basis 

verloren zu haben, auch wenn man der Regierungspolitik 

immer noch kritisch gegenüber steht. TÜRK KAMUSEN 

entwickelte sich zu einem Dachverband mit rechtsnatio- 

8. Mitglieder der Plattform sind Petrol-İş, Hava-İş, der türkische Journalis-
tenverband, Tez Koop-İş, Deri-İş, Tümtis, Tek Gıda-İş, Belediye-İş, Basın-İş, 
Kristal-İş.

9. Die Meinungen sind geteilt, was die Plattform anbetrifft. Während 
einige Autoren die Initiative für ein neues kämpferisches Gewerkschafts-
wesen (Aydın 2011) begrüßen, sind andere zurückhaltender und verwei-
sen auf die unausgesprochene Notwendigkeit zur Änderung gewerk-
schaftlicher Satzungen und Strukturen, um die Demokratisierung unter 
den Gewerkschaften voranzutreiben (Bilgin 2011).

Tabelle 3: ��Offizielle Mitgliedszahlen der 
		       Beamtengewerkschaften

Gewerkschaftsbund Mitgliedszahl 

KESK 232.083

TÜRKİYE KAMU-SEN 394.497

MEMUR-SEN 515.378

BASK 3.627

BİRLEŞİK KAMU İŞ 26.422

HAK-SEN 3.499

DESK 4.146

Unabhängige 15.450

Gesamt 1.195.102

Anzahl der öffentlich Bediensteten 1.874.543

Organisationsgrad  63.75 %

Quelle: Amtsblatt Nr. 27987, 7. Juli 2011

nalistischer Ausrichtung, änderte aber angesichts des 

hervorragenden Abschneidens von MEMUR-SEN den 

Kurs hin zu einer weniger regierungsfreundlichen Hal-

tung unter Beibehaltung der ideologischen Grundsätze. 

Noch vor zehn Jahren war MEMUR-SEN einer der kleine-

ren Gewerkschaftsbünde, gewann aber im letzten Jahr-

zehnt annähernd 500.000 neue Mitglieder hinzu; dies 

geschah während der Amtszeit der jetzigen Regierung, 

der Vorzugsbehandlung zugunsten dieses Dachverbands 

vorgeworfen wird.10

Arbeitsgesetzgebung und Vereinigungsfreiheit 

Die Arbeitsgesetzgebung unterscheidet zwischen einem 

nach Arbeitsgesetz Nr. 4857 vertraglich als Arbeitneh-

merIn (işçi) oder nach dem Gesetz für den Staatsdienst 

Nr. 657 als Beamter (memur) eingestuften Beschäftig-

ten. Die meisten Beschäftigten des privaten und öffent-

lichen Sektors unterliegen den Regelungen von 4857.11

10. Am 11. März 2012 verweigerte der IGB dem MEMUR-SEN die Mit-
gliedschaft mit der Begründung, dass es sich nicht um einen »unabhän-
gigen« Gewerkschaftsbund handele.

11. ArbeitnehmerInnen außerhalb des Geltungsbereichs des Arbeitsgeset-
zes sind Seeleute und Luftfahrtbedienstete sowie die Mitarbeiter von Ag-
rarbetrieben mit weniger als 50 Beschäftigten, Hausangestellte, Beschäf-
tigte in traditionellen Handwerksbetrieben im Familienbesitz und Sportler.

1.3 Arbeits- und Gewerkschaftsgesetze als strukturelle 
Hindernisse bei der Organisierung neuer Mitglieder 
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Die Vereinigungsfreiheit wird nach Artikel 52 der türki-

schen Verfassung und den maßgeblichen, von der Tür-

kei unterzeichneten Übereinkommen der ILO garantiert. 

Es gibt jedoch systematische Verstöße der Arbeitgeber 

trotz Strafandrohung nach dem türkischen Strafrecht bei 

Zuwiderhandlung. Schikanen und Einschüchterung der 

Beschäftigten, die einer Gewerkschaft beitreten, sind all-

tägliche Praxis bei privatwirtschaftlichen Arbeitgebern: 

organisierte und nichtorganisierte Beschäftigte werden 

getrennt, indem man sie in unterschiedliche Abteilungen 

versetzt und damit die organisierten ArbeitnehmerInnen 

isoliert, die Arbeitsbelastung von Gewerkschaftsmitglie-

dern wird erhöht oder ihre Leistung herabgestuft oder 

emotionaler Druck wird über Familie und Verwandte aus-

geübt (s. Bakır und Akdoğan, 2009; Uçkan und Yıldırım, 

2010; Dinler, 2012). Sollten diese Maßnahmen keine 

Wirkung zeigen, kündigen die Arbeitgeber den Gewerk-

schaftsmitgliedern. Trotz fehlender offizieller Statistiken 12 

neueren Datums oder Medienberichten über Streikpos-

ten und Streikaktionen entlassener ArbeitnehmerInnen 

vermitteln der Jahresbericht des IGB und Gerichtsurteile 

zur Wiedereinstellung entlassener Beschäftigter einen 

Eindruck von der sehr hohen Zahl an Entlassungen unter 

den gewerkschaftlich organisierten ArbeitnehmerInnen.13

Nach dem Gesetz können ArbeitnehmerInnen vor Ge-

richt auf Wiedereinstellung klagen, in einigen Fällen 

wurde schon zugunsten der Beschäftigten geurteilt. Soll-

te der Richter entscheiden, dass ein/e ArbeitnehmerIn 

aufgrund ihrer oder seiner Gewerkschaftsmitgliedschaft 

entlassen wurde, hat der Betreffende Anspruch auf Er-

stattung der Kosten (unionisation payment). Die Ver-

handlungen können sich aber hinziehen und falls der 

Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht wieder einstellt, 

hat er Schadensersatz zu leisten.14 Die aggressiven Takti-

12. Eine Ausnahme hiervon ist ein Forschungsbericht von TÜRK-İŞ für die 
Jahre 2003–2005. Die Anzahl der Entlassungen aus gewerkschaftlichen 
Gründen wird auf 15.531 beziffert. Es wird auch geltend gemacht, dass 
zwischen 2003–2008 30.000 Beschäftigte, die dem DİSK Dachverband 
angehörten, ihren Arbeitsplatz verloren, nachdem sie einer Gewerkschaft 
beitraten (s. Köse, 2010).

13. Als neuere Beispiele aus dem Jahr 2010 seien die IKEA-Mitarbeiter er-
wähnt, die dem Koop-İş beitraten, TESCO-Mitarbeiter, die dem Tez-Koop-İş 
beitraten, Medmar Marble-Beschäftigte, die dem Türkiye Maden-İş beitraten, 
Çelmer-Mitarbeiter, die Birleşik Metal-İş beitraten; TİGEM-Mitarbeiter, die 
Tarım-İş beitraten, Mitarbeiter von Seamenship and Trade Co., die Liman İş 
beitraten, UPS-Mitarbeiter, die TÜMTİS beitraten (s. IGB, 2011; Dinler, 2012).

14. Im Falle eines Verstoßes gegen die Vorschrift zur »erforderlichen dis-
kriminierungsfreien Behandlung von Mitgliedern und Nichtmitgliedern« 
und Verletzung der Vorschrift, »dass der Arbeitsvertrag nicht wegen 
gewerkschaftsbezogener Aktivitäten der Beschäftigten beendet werden 
darf«, ist der Arbeitgeber zur Zahlung von Schadensersatz verpflichtet 
in einer Höhe von nicht weniger als dem Jahreslohn des Arbeitnehmers 
(Artikel 31 des Gewerkschaftsgesetzes).

ken der Arbeitgeber sind ein wesentliches Hindernis bei 

der Werbung neuer Mitglieder für die Gewerkschaften, 

wobei Angst vor der Arbeitslosigkeit den Ausschlag gibt.

Beschäftigte innerhalb und außerhalb des Staatsdienstes 

unterliegen unterschiedlichen Gewerkschaftsgesetzen. Bis 

zur Verabschiedung des »Neuen Gesetzes für Gewerk-

schaften und Tarifverhandlungen« am 18. Oktober 2012 

durch das Parlament galt für ArbeitnehmerInnen generell 

das Gewerkschaftsgesetz Nr. 2821 und das Gesetz Nr. 

2822 über Tarifverträge, Streiks und Aussperrungen. Bei-

de Gesetze waren sowohl vom Internationalen Gewerk-

schaftsbund (IGB) und der Internationalen Arbeitsorgani-

sation (ILO) wie auch von den türkischen Gewerkschaften 

wiederholt wegen ihrer außerordentlich restriktiven Vor-

schriften zur gewerkschaftlichen Mitgliederorganisation 

kritisiert worden. Fast 30 Jahre lang gaben diese beiden 

Gesetze den Rahmen für die Gewerkschaftsarbeit vor, d. h. 

sie haben bis zum heutigen Tage nachhaltig die industriel-

len Beziehungen geprägt. Im Folgenden werden deshalb 

zunächst die Bestimmungen dieser Gesetze vorgestellt. 

Danach wird auf die neuen Regelungen eingegangen.

Erstens war nach Artikel 22 des alten Gewerkschaftsge-

setzes eine Beglaubigung durch einen öffentlich bestell-

ten Notar, die 2012 ca. 20 Euro kostete, zwingend als Vo-

raussetzung für die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft 

vorgeschrieben. Der Beitritt zur Gewerkschaft vollzog 

sich durch Versendung von fünf Kopien des notariell be-

glaubigten Beitrittformulars. Diese bürokratische Hürde 

bedeutete für arme ArbeitnehmerInnen eine finanzielle 

Belastung, sodass sich die Gewerkschaften in bestimm-

ten Fällen gezwungen sahen, den Betrag zu erstatten.

Zweitens gab es nach Artikel 60 des Gewerkschaftsge-

setzes achtundzwanzig Branchen, in denen Mitglieder 

organisiert werden durften. Jede Gewerkschaft war auf 

eine Branche beschränkt. Das Tarifvertragsgesetz ersetzte 

Tarifverhandlungen auf Branchen- durch solche auf Be-

triebsebene. Vor Aufnahme von Tarifverhandlungen 

musste jedoch eine Bestätigung des Arbeits- und Sozial-

ministeriums vorgelegt werden, die die Qualifikation und 

Zuständigkeit der Gewerkschaft bescheinigte. Zwei wei-

tere Bedingungen mussten erfüllt sein: die Gewerkschaft 

musste mindestens 10 Prozent der gesamten Arbeitneh-

merschaft in der betreffenden Industrie und 50 Prozent 

Gewerkschaftsgesetze für Beschäftigte im Privatsektor
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plus 1 aller Beschäftigten in dem Betrieb vertreten (Artikel 

12). Der ILO-Expertenausschuss hatte beide Vorgaben 

wiederholt kritisiert, weil sie dem Prinzip der Freiwilligkeit 

von Tarifverhandlungen widersprachen. Die 50 % + 1- 

Hürde auf Betriebsebene wirkte sich auf zweierlei Art  

aus: einerseits waren Organisierungsmaßnahmen in gro-

ßen Betrieben langwierig, andererseits verbesserte sich 

die gewerkschaftliche Verhandlungsposition gegenüber 

den Arbeitgebern, sobald die Mindestzahl erreicht war. 

Die 10%-Hürde auf Branchenebene erwies sich in den 

letzten drei Jahren als ein erhebliches Hindernis angesichts 

des Mitgliederverlustes einiger Gewerkschaften durch  

Arbeitslosigkeit, Privatisierung, Todesfälle und Verrentung.

Drittens wurde dem Arbeitgeber ein Einspruchsrecht 

eingeräumt bei a) der Entscheidung über die Zuordnung 

zu einer bestimmten Branche oder b) einem Mehrheits-

beschluss des Arbeitsministeriums; der Einspruch musste 

beim zuständigen Arbeitsgericht innerhalb von sechs 

Tagen eingereicht werden, nachdem die Entscheidung 

getroffen wurde (Tarifvertragsgesetz, Artikel 15). Die 

Entscheidungen wurden dann bis zur Urteilsfindung des 

Gerichts vertagt. Gewöhnlich nutzten Arbeitgeber dies 

taktisch, um auf dem Rechtsweg die Anerkennung der 

Gewerkschaften hinauszuzögern.15

Viertens durften nach Artikel 25 des Tarifvertragsgeset-

zes Streikmaßnahmen nur für arbeitsplatzrelevante Ziele 

ergriffen werden, also z. B. bei tariflichen Auseinander-

setzungen. General- und Solidaritätsstreiks waren ver-

boten. Artikel 29 bis 31 verboten Streiks in bestimmten 

Branchen und Tätigkeiten. Artikel 33 und 34 boten dem 

Rat der Minister außerdem die Möglichkeit, einen Streik 

aus Gründen der öffentlichen Gesundheit oder nationa-

len Sicherheit bis zu 60 Tagen auszusetzen.16

Das neue »Gesetz für Gewerkschaften und Tarifver-

handlungen« vom Oktober 2012 bringt eine Reihe von 

Änderungen, aber nicht unbedingt zum Besseren. Wei-

terhin sind die Normen internationaler Übereinkommen 

oder die Forderungen der Gewerkschaften nicht erfüllt, 

wenn es um bessere Bedingungen für Organisierung 

und Vereinigungsfreiheit geht.

15. Eine Gewerkschaft bestätigte, dass sie im Zeitraum 1990 –1998 zwar 90 
Prozent der Gerichtsverfahren wegen Einspruchs gegen die Anerkennung ge-
wonnen habe, aber nur in 2 Prozent einen Tarifvertrag abschließen konnte, weil 
sie während der Zeit des Verfahrens Mitglieder verloren hatte (Özveri, 2004).

16. Im Zeitraum von 2000 bis 2005 wurden in der Gummi-, Glas-, Berg-
bau- und allgemeinen Dienstleistungsindustrie neun Streiks ausgesetzt 
(Uçkan, 2007)

Der ursprüngliche Gesetzentwurf von 2011 sah vor, 

die erforderliche Mindestzahl gewerkschaftlich Organi-

sierter pro Branche von 10 Prozent auf 0,5 Prozent zu 

senken; das hätte die Gründung neuer Gewerkschaften 

erheblich erleichtert. Abgelehnt wurde die Regelung 

aber von der Industrielobby und dem Wirtschaftsminis-

ter mit der Begründung, dass Gewerkschaften dadurch 

neue Mitglieder und Tarifverträge auch in nichtorgani-

sierten Betrieben erreichen könnten und sich folglich die 

Arbeitskosten für die Arbeitgeber erhöhten. Nach Ver-

handlungen mit den Gewerkschaftsbünden senkte die 

Regierung die erforderliche Mindestzahl auf 3 Prozent. 

Gewerkschaften, die bis zu dem Zeitpunkt noch rechtli-

che Anerkennung genossen, obwohl ihre Mitgliedszah-

len laut Sozialversicherungsinstitut unterhalb der Grenze 

von 3 Prozent aller Beschäftigten im betreffenden Sektor 

lagen, reagierten entsprechend.

Im gerade verabschiedeten Gesetz werden folgende Be-

dingungen an eine rechtliche Anerkennung der Gewerk-

schaften geknüpft: erstens sollte eine Gewerkschaft bei 

Veröffentlichung der amtlichen Zahlen mindestens 3 Pro-

zent aller Beschäftigten in dieser Branche als ihre Mitglie-

der vertreten. Auf den ersten Blick könnte der Eindruck 

entstehen, die Lage habe sich gegenüber den früheren 

Gesetzen gebessert. Da aber gleichzeitig die Anzahl der 

davon betroffenen Branchen von 28 auf 20 gesenkt 

wird, ändert sich die Berechnungsgrundlage für die Min-

destzahl. In absoluten Zahlen ist der Schwellenwert für 

einige Gewerkschaften gestiegen und gefährdet damit 

deren Anerkennung. Vorübergehend wird diese formale 

Bedingung für den Zeitraum 2013 bis 2016 auf 1 Pro-

zent gesenkt; vom Juli 2016 an gilt eine Mindestzahl von 

2 Prozent, um schließlich ab Juli 2018 auf 3 Prozent zu 

steigen und somit dem Gesetz zu genügen. Die zeitliche 

Staffelung soll den Gewerkschaften die Werbung neuer 

Mitglieder ermöglichen. Nach den aktuellen, im Februar 

veröffentlichten Zahlen würde in den kommenden Jahren 

aber eine Reihe von Gewerkschaften ihren Status verlie-

ren, wenn die jeweils höheren Stufen greifen (s. Tabelle 2).

Abgesehen von dieser branchenbezogenen Hürde bleibt 

die erforderliche Mehrheit für die rechtliche Anerken-

nung auf betrieblicher Ebene weiterhin bei 50 Prozent 

plus 1, auf Unternehmensebene bei 40 Prozent plus 1.

Auch das neue Gesetz sieht Streikmaßnahmen nur für 

den Fall vor, dass Tarifverhandlungen festgefahren sind; 

Solidaritätsstreiks, politische Streiks oder Generalstreiks 
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bleiben weiterhin verboten. Zwar wurde das Streikver-

bot für bestimmte Branchen aufgehoben, aber in ande-

ren aufrechterhalten. Auch nach dem neuen Gesetz ist 

es den Arbeitgebern möglich, gegen Mehrheits- oder 

Branchenzuordnungsentscheidungen des Arbeitsmi-

nisters Einspruch zu erheben; dieses Machtmittel ist 

von Arbeitgebern häufig verwendet worden, um den 

Prozess der Anerkennung von Gewerkschaften hin-

auszuzögern. Schließlich sieht das Gesetz zwar keine 

notarielle Beglaubigung der Mitgliedsregistrierung 

mehr vor, stattdessen wird es aber ein vom Arbeitsmi-

nisterium betriebenes und kontrolliertes Online-System 

geben.

Ernste negative Konsequenzen hat das neue Gesetz für 

die so genannte Gewerkschaftszahlung. Dabei handelt 

es sich um einen Rechtsanspruch auf Kostenerstattung 

für Beschäftigte, die wegen des Beitritts zur Gewerk-

schaft entlassen werden und ihren Arbeitgeber auf 

Wiedereinstellung verklagen. Sie soll Arbeitgeber davon 

abhalten, gewerkschaftlich organisierte Mitarbeiter zu 

entlassen. In den neuen Vorschriften gilt diese Zahlung 

nicht mehr für Betriebe mit weniger als 30 Beschäftigten 

und für ArbeitnehmerInnen, die weniger als 6 Monate 

im Betrieb gearbeitet haben. Angesichts der sehr ho-

hen Zahl mittelständischer Betriebe (nach Auskunft des 

MLSS arbeiten rund 50 Prozent aller formell Beschäftig-

ten in Betrieben mit einer Größe bis 30 Arbeiter) in der 

Türkei kann man davon ausgehen, dass beitrittswillige 

Beschäftigte verstärkt den Attacken der Arbeitgeber 

ausgesetzt sein werden.

Gewerkschaftsgesetze für Beamte

Beamte unterlagen von 2001 bis 2012 dem Beamten-

gewerkschaftsgesetz. Am 12. April 2012 trat das neue 

Gesetz Nr. 6289 in Kraft und damit einige Änderungen 

gegenüber dem alten Gesetz.

Bis 1995 hatten Beamte kein Recht, sich gewerkschaft-

lich zu organisieren. Im Zuge der Ratifizierung der ILO-

Übereinkommen Nr. 87 und Nr. 151 im Jahr 1992 be-

schloss das Parlament 1995 eine Änderung des Artikels 

53 der Verfassung von 1982 und machte den Beamten 

den Weg frei für eine gewerkschaftliche Mitgliedschaft. 

Einige Gewerkschaften der Beamten gründeten sich de 

facto und 2001 trat dann das entsprechende Gesetz in 

Kraft.

Danach wurden Gewerkschaften in elf Dienstleistungs-

branchen auf der Grundlage der Prinzipien der Freiwil-

ligkeit und der Nicht-Einheitsgewerkschaft (multi-un-

ionism) zugelassen. Geändert wurde die Beschränkung 

der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft, die auch im Wi-

derspruch zu Artikel 2 des ILO-Übereinkommens Nr. 87 

stand: der Begriff des Staatsbediensteten oder -beamten 

galt nur für auf Dauer Beschäftigte nach Abschluss ihrer 

Probezeit. Diese Vorschrift wurde schließlich im April 

2007 ganz gestrichen, sodass auch öffentlich Bediens-

tete mit einem befristeten Arbeitsvertrag einer Gewerk-

schaft beitreten konnten.

Das Beamtengewerkschaftsgesetz sah nur Tarifbera-

tungen, keine Tarifverträge vor, und zwar begrenzt auf 

finanzielle Themen wie Gehälter und andere Vergütun-

gen, Aufwandsentschädigungen und Sonderzulagen. 

Selbst ein von den Sozialpartnern unterzeichnetes Proto-

koll war rechtlich nicht bindend.17 Tarifberatungen fan-

den zwischen 2002 und 2010 fünfmal statt, aber nur 

einmal im Jahr 2005 wurde ein Protokoll unterzeichnet. 

Sechsundzwanzig der vierunddreißig Artikel des Pro-

tokolls wurden nicht umgesetzt. Das Gesetz ließ auch 

Gespräche auf Betriebsebene zwischen der Verwaltung 

der betreffenden öffentlichen Einrichtung und Vertre-

tern der Gewerkschaft mit den meisten Mitgliedern in 

dieser Einrichtung zu, um Probleme und Forderungen 

der Gewerkschaftsmitglieder zur Sprache zu bringen. 

Auch bei diesen Gesprächen waren die Ergebnisse nicht 

rechtsverbindlich.

Das Recht der Beamten auf Aufnahme von Tarifver-

handlungen wurde schließlich 2010 durch Änderung 

von Artikel 53 der türkischen Verfassung anerkannt. Die 

Regelungen des Gesetzes Nr. 6289 sehen zentralisierte 

Tarifverträge vor, die folglich nicht unbedingt die unter-

schiedlichen Bedürfnisse verschiedener Dienstleistungs-

sektoren aufgreifen. Die Verhandlungen sind auf The-

men der Vergütung begrenzt und nehmen bestimmte 

Fragen bezüglich Arbeitsbedingungen und sozialen 

Rechten aus. Stattfinden sollen sie zwischen einer aus 

öffentlichen Arbeitgebern bestehenden Kommission 

und einer Kommission der Beamtengewerkschaften. 

Letztere besteht aus sieben Mitgliedern, einschließlich 

des Vorsitzenden, der aus dem Dachverband mit der  

17. Sozialpartner sind die anerkannten Gewerkschaften mit der größten 
Mitgliederzahl in der betreffenden Dienstleistungsbranche, die Dachver-
bände, denen sie angehören sowie der Ausschuss der öffentlichen Arbeit-
geber, der aus acht Vertretern unter Vorsitz des Staatsministers besteht.
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Dienstleistungsbranche Gewerkschaft Dachverband Mitgliedszahlen Organisationsgrad

Verwaltungsstellen Türk Büro-Sen Kamu-Sen 39.673 21.90

Büro Memur-Sen Memur-Sen 32.979 18.16

Bildung Türk Eğitim-Sen Kamu-Sen 179.300 19.72

Eğitim Bir-Sen Memur-Sen 195.695 21.52

Eğitim-Sen Kesk 115.949 12.75

Gesundheit Türk Sağlık-Sen Kamu-Sen 93.035 24.39

Sağlık-Sen Memur-Sen 135.591 35.55

SES KESK 41.520 10.89

Kommunale 
Dienstleistungen

Türk Yerel Hizmet-Sen Kamu-Sen 13.288 13.33

Bem Bir-Sen Memur-Sen 39.856 39.99

Tüm Bel-Sen Kesk 28.516 28.61

Pressewesen Türk Haber-Sen Kamu-Sen 12.377 33.55

Birlik Haber-Sen Memur-Sen 8.583 23.26

Haber-Sen Kesk 4.264 11.56

Kunsthandwerk und 
kulturelle Tätigkeiten

Türk Kültür Sanat-Sen Kamu-Sen 2652 14.77

Kültür Memur-Sen Memur-Sen 2.610 14.53

Kültür Sanat-Sen Kesk 3.883 21.62

Bauwesen und 
ländliche Dienste

Türk İmar-Sen Kamu-Sen 6.083 19.09

Bayındır Memur-Sen Memur-Sen 7.714 24.20

Yapı Yol-Sen Kesk 4.198 13.17

Verkehr Türk Ulaşım-Sen Kamu-Sen 6545 25.13

Ulaştırma Memur-Sen Memur-Sen 5531 21.23

BTS Kesk 3213 1234

Land- und 
Forstwirtschaft

Türk Tarım Orman-Sen Kamu-Sen 13.567 26.03

Toç Bir-Sen Memur-Sen 25.587 49.09

Tarım Orkam Sen Kesk 3341 6.41

Energie Türk Enerji-Sen Kamu-Sen 7324 19.33

Enerji Bir Sen Memur-Sen 11.362 29.99

ESM Kesk 4311 11.38

Religiöse Angelegenhei-
ten und Stiftungsdienste

Türk Diyanet Vakıf Sen Kamu-Sen 20.563 20.58

Diyanet-Sen Memur-Sen 49.870 49.92

Dives Kesk 577 0.58

Tabelle 4: Mitgliedszahlen der Beamtengewerkschaften in den drei größten Gewerkschaftsbünde

Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten des Arbeitsministeriums.
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höchsten Mitgliederzahl stammen muss (aktuell MEMUR-

SEN). Von den restlichen sechs Mitgliedern werden vier 

von MEMUR-SEN ausgewählt, zwei von KAMU-SEN und 

ein Mitglied von KESK, d. h. die Sitzverteilung richtet 

sich nach der Anzahl der Mitglieder. Noch immer unge-

klärt ist die Frage, ob ein Tarifvertrag mit den Stimmen 

der Mehrheit unterzeichnet werden kann oder nur mit 

Zustimmung des Vorsitzenden. Im Konfliktfall wird ein 

Schlichtungsrat für Beamte als Vermittler tätig. Das Ge-

setz ist kritisiert worden, weil a) die antidemokratischen 

Regelungen des bestehenden Gesetzes beibehalten wer-

den, b) Tarifverträge als rein formale Finanzdokumente 

behandelt werden, ohne die Rechte der Beschäftigten in 

den verschiedenen Dienstleistungsbereichen substantiell 

zu verbessern und c) der regierungsnahe Gewerkschafts-

bund MEMUR-SEN noch weiter gestärkt wird (s. Çelik, 

2012b; Türk Ulaşım-Sen, 2012).

Das Gesetz Nr. 6289, eine Novellierung des Beamten-

gewerkschaftsgesetzes, trat im April 2012 in Kraft; dies 

neue Gesetz erfüllt in keiner Weise die Forderungen der 

Gewerkschaftsdachverbände für öffentlich Bedienstete. 

Geblieben sind das Verbot einer gewerkschaftlichen 

Mitgliedschaft für einige Arbeitnehmergruppen (Richter, 

Staatsanwälte, Wirtschaftsprüfer, Polizei, Militärperso-

nal, Zivilpersonal der Streitkräfte) und das Verbot von 

Streikmaßnahmen.

2. Kernaufgaben

Im türkischen Kontext ist es ein langer Weg von ersten 

Schritten zur Organisierung der Mitglieder im Betrieb bis 

zur Unterzeichnung eines erfolgreichen Tarifvertrages, 

und zwar aufgrund der im vorigen Kapitel erwähnten 

rechtlichen und politischen Beschränkungen. Obwohl 

keine Statistiken vorliegen über die Zahl der Kampagnen, 

die tatsächlich zu einem erfolgreichen Tarifabschluss füh-

ren, sind es aller Wahrscheinlichkeit nach wenige. 2009 

gab es insgesamt 3.699 Tarifverträge, die im privaten 

und öffentlichen Sektor für 767.582 Beschäftigte gal-

ten.18 Annähernd zwei Drittel der Tarifverträge betrafen  

18. Da Tarifverträge alle 2 Jahre neu verhandelt werden, errechnet sich die 
Gesamtzahl der Verträge in einem bestimmten Jahr durch Addierung der 
Zahlen für 2 aufeinander folgende Jahre. D. h. die Gesamtzahl der unter-
zeichneten Verträge von 2008 und 2009 werden addiert, um die aktuells-
ten Daten zur Tarifbindung der gewerkschaftlich organisierten Beschäftig-
ten zu erhalten. Man beachte, dass die letzten Zahlen aus 2009 stammen.

Tabelle 5: �Tarifvertraglich geschützte Arbeitnehmer- 
Innen 2009

Anzahl 
Tarif- 

verträge 

Anzahl 
Betriebe mit 
Tarifbindung

Anzahl  
Beschäftigte 
mit Tarifbin-

dung

2008

Öffentlich 1.190 3.328 107.258

Privat 514 6.295 155.528

Gesamt 1.704 9.623 262.786

2009

Öffentlich 1.417 8.912 288.531

Privat 578 2.632 216.265

Gesamt 1.995 11.544 504.796

Quelle: Arbeits- und Sozialministerium 

den öffentlichen Sektor und sahen kein Streikrecht vor. 

Angesichts der Tatsache, dass die Beschäftigtenzahlen in 

der Türkei bis 201019 auf 24,5 Millionen oder 34 Prozent 

der Bevölkerung angestiegen waren, bedeutet das, dass 

nur 3 Prozent der gesamten Arbeitnehmerschaft tarif-

vertraglich abgesichert ist.

Ein Blick auf die Zahlen des Ministeriums lässt vermuten, 

dass die Zahl der tariflich geschützten Beschäftigten seit 

den 1980er Jahren stetig zurückging. Berechnungen von 

Çelik und Lordoğlu (2006) zeigen, dass die Zahl tarifver-

traglich abgesicherter ArbeitnehmerInnen im formalen 

Sektor von 46,9 Prozent 1985 auf 18,3 Prozent 2004 zu-

rückgegangen ist. Nach Kıvanç (2011) halbierte sich die 

Zahl tarifvertraglich geschützter Beschäftigter zwischen 

1990 und 2011.

Man muss sich einige wesentliche Regelungen des Ar-

beitsgesetzes in Erinnerung rufen, um den Inhalt der 

Tarifverträge zu begreifen. Vor der Verabschiedung des 

aktuell gültigen Arbeitsgesetzes 2003 versuchten die 

Arbeitgeber, die Flexibilisierung der Arbeitsbeziehun-

gen in den Tarifverträgen zu regeln, im Arbeitsgesetz 

wurde diese Flexibilisierung dann institutionalisiert.20 

Zwar wurden einige moderne genderrelevante Arbeits-

19. S. hierzu »Invest in Turkey«, Labor Force in Turkey Report, http://
www.turkey-now.org/db/Docs/Invest%20In%20Turkey/11-Labor 
ForceinTurkey.pdf.

20. S. Özdemir und Yücesan-Özdemir (2008) zu weiteren Einzelheiten.

2.1 Stärken und Schwächen der Tarifverhandlungen
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normen aufgenommen und der Einsatz von Leiharbei-

tern zugunsten von Stammbelegschaften beschränkt, 

gleichzeitig waren einige Vorschriften eher dem Wunsch 

der Arbeitgeber nach Senkung der Arbeitskosten ge-

schuldet als dem Bedürfnis der Beschäftigten nach mehr 

rechtlicher Kontrolle zum Schutz ihrer Rechte. Das seit 

2003 gültige Arbeitsgesetz Nr. 4857 lieferte die Rechts-

grundlage für typische Beschäftigungsformen wie Teil-

zeit und befristete Verträge.21 Es gab keine Beschrän-

kung der Anzahl möglicher Anschlussverträge, sodass 

Arbeitgeber flexibel bleiben und ihre MitarbeiterInnen 

mit befristeten Verträgen dauerhaft beschäftigen kön-

nen. Der gesetzliche Kündigungsschutz beschränkte sich 

auf Beschäftigte, die länger als sechs Monate im selben 

Betrieb gearbeitet hatten, und auf Unternehmen mit 

mehr als dreißig Beschäftigten. Das Gesetz galt nicht für 

Hausangestellte und LandarbeiterInnen, da eine Tarif-

bindung nur für registrierte sozialversicherungspflichtige 

ArbeitnehmerInnen vorgesehen war. Schließlich listete 

das Gesetz einige Ausnahmefälle für eine fristlose Kün-

digung vonseiten der Arbeitgeber noch vor Ablauf des 

Arbeitsvertrages auf.

Mithilfe dieser Regelungen konnten Arbeitgeber be-

stimmte Entlassungspraktiken problemlos begründen 

und umsetzen, sie befreiten mittelständische Unterneh-

men von den Kosten des Kündigungsschutzes und er-

möglichten und institutionalisierten befristete Verträge. 

Der Schutz vieler ArbeitnehmerInnen hing folglich da-

von ab, inwieweit die im Tarifvertrag ausgehandelten 

Regelungen über zentrale Normen der staatlichen Ar-

beitsgesetzgebung hinausgingen.22

Gegenwärtig hängt die Durchsetzung eines arbeitneh-

merfreundlichen Tarifvertrags vom Verhandlungsge-

schick der Gewerkschaftsführung und der Bereitschaft 

zu Kampfmaßnahmen aufseiten der Mitgliedschaft ab. Es 

gibt zwei Arten von Tarifverträgen: branchenweite Ver-

träge zwischen rechtlich anerkannten Branchengewerk-

schaften und dem Arbeitgeberverband und Verträge auf 

Betriebsebene zwischen einem Unternehmen und einer 

21. Festzuhalten bleibt, dass die türkische Regierung die Bedingungen 
europäischer Arbeitsnormen selektiv umsetzte. Obwohl die europä-
ische Richtlinie für Teilzeit und befristete Beschäftigungsverhältnisse 
vorschreibt, dass »ArbeitnehmerInnen auf Teilzeit oder mit befristeten 
Arbeitsverträgen nicht schlechter behandelt werden dürfen als vergleich-
bare, unbefristet beschäftigte VollzeitarbeitnehmerInnen« wird dies im 
türkischen Kontext nicht umgesetzt (s. Taymaz und Özler, 2004).

22. Nach Artikel 6 des Gewerkschaftsgesetzes Nr. 2822 dürfen Arbeits-
verträge den Tarifvereinbarungen nicht zuwiderlaufen, sofern nicht an-
ders angegeben (Özveri, 2011).

Gewerkschaft.23 In der Vergangenheit waren öffentlich 

Bedienstete eher in der Lage, höhere Lohnabschlüsse 

auszuhandeln, während Beschäftigte in der Privatwirt-

schaft nur indexgebundene Lohnerhöhungen erhalten.

Gute Tarifverträge regeln üblicherweise i) Vergütung 

(Lohn, Risiko-, Prämienzuschläge); ii) Arbeitszeit (Ar-

beitsstunden, Feiertage, Jahresurlaub, Mutterschafts-

urlaub); iii) soziale Rechte (Kindergeld, Bekleidungs-, 

Hochzeits- und Beerdigungsbeihilfen); iv) Arbeits- und 

Gesundheitsschutz; v) die Rechte und Pflichten von Ver-

trauensleuten (Büros, Freistellung für Gewerkschaftsar-

beit); vi) Beschäftigungssicherheit (Kündigungsschutz) 

und vii) Einstellungsbedingungen (Beschäftigung von 

Leiharbeitern). Nach Koç (1994) regeln türkische Tarif-

verträge normalerweise ausführlich verschiedene dieser 

Aspekte des Arbeitslebens.24

Nur wenige Gewerkschaften sind stark genug, um sol-

che Tarifverträge abzuschließen. Einige haben mit den 

Arbeitgebern Tarifverträge ausgehandelt, nach denen 

die Sozialversicherungsbeiträge nach dem Mindestlohn 

und nicht dem Reallohn der Beschäftigten berechnet 

werden – mit langfristig negativen Folgen für die Ren-

tenansprüche. Im Gegenzug waren Arbeitgeber eher zu 

einer zusätzlichen Zahlung von Sozialhilfen und Beihilfen 

und strengerer Einhaltung maßgeblicher gesetzlicher 

Vorschriften für Beschäftigungssicherheit, Kündigungs-

schutz und Einsatz befristeter Verträge bereit.

Leiharbeit stellt die Tarifverträge auf eine harte Probe. 

Uneinigkeit besteht in der Frage, ob der Hauptarbeitge-

ber oder die Leiharbeitsfirma für die Leiharbeiter zustän-

dig ist und Letztere folglich vom Tarifvertrag mit dem 

Hauptarbeitgeber profitieren (Şen, 2002). Wenn Leihar-

beitsfirmen als Arbeitgeber in verschiedenen Branchen 

auftreten, ist es für eine Branchengewerkschaft außer-

ordentlich schwierig, die Mehrheit der ArbeitnehmerIn-

23. Branchenspezifische Tarifverträge werden zwischen dem Verband der Tex-
tilarbeitgeber und der Gewerkschaft TEKSIF abgeschlossen sowie zwischen 
dem Arbeitgeberverband der Metallindustrie und den Metallgewerkschaften.

24. Historisch lag es den Gewerkschaften besonders am Herzen, lohn-
unabhängige soziale Rechte in Tarifverträge aufzunehmen. In ihrer Un-
tersuchung von Tarifverträgen für die öffentlich Beschäftigten in drei 
Sektoren (Bergbau, Straßen- und Verkehrswesen) in der Zeit von 1963 
bis 1988 stellten Ilgaz und Özçer (1988) fest, dass sich in diesen 25 Jah-
ren die Regelungen je nach Kräfteverhältnis zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sowie den wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in 
der Türkei änderten. In den 1960er Jahren ging es vorrangig um Beschäf-
tigungssicherheit und Verhinderung von Massenentlassungen, während 
in den 1970er Jahren Arbeits- und Gesundheitsschutz im Vordergrund 
stand. Soziale Rechte waren in allen untersuchten Zeiträumen ein wichti-
ger Bestandteil der Tarifverträge.
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nen zu organisieren und rechtlich anerkannt zu werden. 

Eine Strategie besteht darin, den Arbeitgeber zu zwin-

gen, Leiharbeiter als direkte Mitarbeiter anzuerkennen, 

aber nur wenige Gewerkschaften kümmern sich aktiv 

um die Organisation von Leiharbeitern, deren Verträge 

problemlos vom Hauptarbeitgeber gekündigt werden 

können.

Selbst bei Tarifverträgen mit greifbaren sozialen und 

wirtschaftlichen Rechten für Gewerkschaften bleibt de-

ren Durchsetzung ein gravierendes Problem. Nicht selten 

berufen sich Arbeitgeber auf Krisenzeiten, mit denen sie 

die Nichteinhaltung tariflicher Regelungen entschuldi-

gen. Genaue Daten zur Durchsetzung von Tarifverträ-

gen liegen zwar nicht vor, aber verschiedene Beispiele, 

von denen einige hier zur Veranschaulichung angeführt 

werden, lassen auf ernste Probleme in der Umsetzung 

schließen. Nach Özveri (2006) klagten während der 

Wirtschaftskrise 1994 7.060 Beschäftigte wegen Nicht-

zahlung der vereinbarten Lohnerhöhung vor Gericht. 

2010 bestätigte Türk Harb-İş, die Beschäftigte in der na-

tionalen Rüstungsindustrie organisiert, dass dem Minis-

terium für Nationale Sicherheit und Innere Angelegen-

heiten unterstellte Betriebe einige tarifliche Regelungen 

ausgesetzt hätten, u. a. Genehmigungen, Versetzun-

gen, Beförderungen und soziale Rechte (Emek Dünyası, 

2. Oktober 2010). 2012 behauptete die Gewerkschaft 

Sosyal-İş, dass der mit Ankaras Kommune Çankaya 2011 

abgeschlossene Tarifvertrag nicht umgesetzt wurde.25 

Regelmäßig verspätete Lohnzahlungen sind für nicht 

organisierte Beschäftigte häufig ein Problem, betreffen 

aber in Krisenzeiten auch gewerkschaftlich Organisierte.

Ein weiteres wesentliches Problem besteht weiterhin in 

den Defiziten bei Gewerkschaftsorganen, die sich wir-

kungsvoll um die Umsetzung und Kontrolle der Tarifver-

träge kümmern können. Damit die Beschäftigten wirk-

lich von den tariflich vereinbarten Rechten profitieren 

können, bedarf es durchsetzungsstarker, demokratischer 

Gewerkschaftsorgane sowie praktische und intellektu-

elle Kompetenz der Vertrauensleute und Leiter lokaler 

Gewerkschaftsbüros, die in der Lage sein müssen, sich 

Probleme anzuhören, Lösungen zu entwickeln und die 

Beteiligung der Mitglieder zu verbessern. Voraussetzung 

dafür sind demokratische Wahlen der Vertrauensleute, 

Schulung der Mitglieder und horizontale Kommunika-

tionsnetzwerke, um voneinander lernen zu können.

25. http://www.sosyal-is.org.tr/dosyalar/beldeas_basinaciklamasi_25012012.pdf.

2.2 Der soziale Dialog wird gestärkt, 
aber bleibt verfahrensorientiert

In der Türkei ist ein fest etablierter sozialer Dialog erst noch 

im Entstehen. Zahlreiche Verfahren wurden insbesondere 

im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit der Europäi-

schen Union eingeführt; bestehende Defizite bremsen 

aber die Entwicklung eines echten sozialen Dialogs.

Der erste Versuch eines sozialen Dialogs bestand in der 

Einsetzung des Wirtschafts- und Sozialrates 1995 als Teil 

der türkischen Bemühungen um EU-Mitgliedschaft. Ur-

sprünglich als beratendes Gremium geplant, um sozia-

len Ausgleich und Kooperation in der sozialpolitischen 

Planung zu erleichtern, erhielt der bis dahin ziemlich wir-

kungslose Rat 2001 neue Impulse durch die Verabschie-

dung eines Sondergesetzes, das seine Rolle, gesetzlichen 

Pflichten und Funktionen festlegte. Das 2003 verabschie-

dete Arbeitsgesetz nahm Verfahren des sozialen Dialogs 

auf nationaler, regionaler und sektoraler Ebene vorweg. 

2004 wurde das Arbeits- und Sozialministerium durch Ein-

setzung eines dreiseitigen Beratungsgremiums verpflich-

tet, mit Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

Themen aus dem Arbeitsleben zu besprechen.26 Die Eu-

ropäische Kommission betrachtete diese Entwicklungen 

positiv, unterstrich aber auch die Notwendigkeit zu einem 

stärkeren bilateralen Dialog zwischen Arbeitgebern und 

Gewerkschaften vor allem in der Privatwirtschaft.

Der Wirtschafts- und Sozialrat erhielt 2010 verfassungs-

rechtlichen Status, aber man kann nicht behaupten, 

dass es sich dabei um einen echten Mechanismus des 

Sozialdialogs handele. Von Rechts wegen muss der Rat 

alle drei Monate zusammentreten, hat dies aber seit 

2009  27 nicht mehr und auch vorher nur sporadisch ge-

tan. Kritisch angemerkt wurde, dass die Sitzungen des 

Rates reine Formsache seien, wo Ideen gesammelt, aber 

politisch nicht umgesetzt würden;28 die Tagesordnung 

und Ergebnisse dieser Sitzungen würden außerdem vor 

26. Nach der Satzung bzgl. Arbeitsverfahren und - prinzipien des Drei-
seitigen Beratenden Rates über Themen des Arbeitslebens dürfen jeweils 
ein Vertreter jedes Dachverbandes der Gewerkschaften im privaten und 
öffentlichen Sektor und drei Vertreter der Arbeitgeberverbände mit der 
höchsten Mitgliedszahl an den Sitzungen teilnehmen.

27. Bei dieser Sitzung setzte sich die Arbeitnehmerseite aus Vertretern 
von MEMUR-SEN, KAMU-SEN, TÜRK-İŞ, HAK-İŞ und die Arbeitgeberseite 
aus MÜSİAD, TÜSİAD, TOBB, TESK, TİSK-Vertretern zusammen.

28. Der Dachverband DİSK hat z. B. 2008 an den Sitzungen des Ra-
tes nicht teilgenommen mit der Begründung, dass der Rat nicht als 
Gremium zum Abnicken der Regierungspolitik vorgesehen sei, das 
Beratungen nur vortäusche. Siehe: http://www.disk.org.tr/default.
asp?Page=Content&ContentId=457.
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allem durch die Regierungsseite bestimmt und gestal-

tet.29 Der Fortschrittsbericht der Europäischen Union von 

2009 wies in der Tat auf strukturelle Defizite dieser so-

zialen Mechanismen hin und schlug bestimmte Projekte 

zu ihrer Verbesserung vor (s. Ağartan, 2010).

Abgesehen vom Wirtschafts- und Sozialrat und den 

dreiseitigen Konsultationen sind auch in einigen staat-

lichen Behörden dreiseitige Gremien zur Förderung des 

sozialen Dialogs angesiedelt. Trotz weitverbreiteter dia- 

logorientierter Gremien in den Behörden bleiben die 

massive Fragmentierung der Gewerkschaftsorganisatio-

nen, die ungleiche Vertretung der Regierungsseite mit 

entsprechender staatlicher Kontrolle sowie fehlende 

Transparenz der Informationen ein Hemmschuh für eine 

basisorientierte Gleichbehandlung aller Partner bei der 

Gestaltung der politischen Ergebnisse (s. Uçkan, 2007).

Gewerkschaften verfügen aus zwei Gründen nicht über 

ausreichend Macht, um die Sozialgesetzgebung zu beein-

flussen: einerseits ist die Regierung nur widerwillig bereit, 

andere als die ihr nahe stehenden Gewerkschaften als 

legitime Partner zu behandeln und sie versucht, gewerk-

schaftliche Meinungen als rückwärts gewandte Rander-

scheinungen abzutun. Die Hälfte der arbeitenden Bevöl-

kerung der Türkei arbeitet z. B. zu einem sehr geringen 

Lohn; die Festsetzung eines Mindestlohns ist deshalb ei-

nes der wichtigsten Gewerkschaftsanliegen. Die Mindest-

lohnkommission, in der die Arbeitgeber von TİSK (Türki-

scher Dachverband der Arbeitgeberorganisationen) und 

die Arbeitnehmer von TÜRK-İŞ vertreten werden, setzt 

jedes Jahr den Mindestlohn fest. Für 2012 wurde der mo-

natliche Mindestlohn auf Brutto 886,50 türkische Lira (ca. 

380 Euro) und Netto 701,44 TL (ca. 300 Euro) festgelegt, 

obwohl die Hungergrenze für einen Vierpersonenhaus-

halt schätzungsweise bei 1011 TL (ca. 430 Euro) und die 

Armutsgrenze bei 3197 TL (ca. 1360 Euro) liegt.30

Andererseits ist es den Gewerkschaften selber trotz Kri-

tik an der staatlichen Sozialpolitik nicht gelungen, mit 

langfristigen strategischen Plänen auf diese Politik zu 

reagieren und tragfähige Alternativen zu entwickeln. 

In die Debatten zur Gesundheitsreform zwischen 2006 

und 2008 haben sie sich stärker eingemischt: Vorreiter 

waren dabei die KESK-Mitgliedsgewerkschaften für das 

29. S. Sarıipek und Özsoy (2011) für eine Zusammenfassung der kriti-
schen Punkte.

30. Die Berechnungen stammen von der Forschungsstelle des DİSK.

medizinische Personal, der türkische Ärztebund (TTB) 

und die türkische Architekten- und Ingenieurskammer, 

deren Protest gegen die Reform für mehr Markt und Pri-

vatisierung in der Gesundheitsversorgung sich verschie-

dene Gewerkschaften, Gewerkschaftsbünde, Parteien 

und NROs anschlossen. Ihr Protest konnte den Reform-

prozess jedoch nur aufhalten, nicht umkehren.

Aus jüngster Zeit stammt das Beispiel der im September 

2012 in Kraft getretenen Bildungsreform. Sie ersetzte 

die bestehende 5+3-jährige Schulpflicht an Primar- und 

Sekundarschulen mit dem so genannten 4+4+4-System, 

in dem sich SchülerInnen nach den ersten vier Jahren 

für die Berufsausbildung entscheiden können. Trotz Pro-

testen der KESK-Mitgliedsgewerkschaften, nach deren 

Meinung solche Änderungen zu mehr Kinderarbeit und 

geringeren Einschulungsquoten bei Mädchen führen, 

machte die Regierung die Reform nicht rückgängig.

3. Politischer Einfluss

Die Nationale Beschäftigungsstrategie (NBS) ist aktuell eine 

der wichtigsten politischen Herausforderungen für die tür-

kischen Gewerkschaften. Sie wurde ursprünglich 2010 ge-

startet, novelliert und der Öffentlichkeit 2011 vorgestellt; 

dabei handelt es sich um ein Strategiepapier mit einem 

Zeitplan für die Regierung, nach dem bestimmte Arbeits-

marktreformen in der Privatwirtschaft schrittweise einge-

führt und mit Unterbrechungen zu einem bestimmten Zeit-

punkt abgeschlossen sein sollen. Die NBS geht davon aus, 

dass Arbeitslosigkeit die Folge starrer Arbeitsmärkte ist, die 

Lösung somit in größerer Flexibilität und dem Ersatz beste-

hender Formen der Beschäftigungssicherheit durch mehr 

Chancen beruflicher Qualifikation besteht, um Arbeitneh-

merInnen auf den Wettbewerb im Markt vorzubereiten.

Zentrale Ziele der NBS bestehen darin, direkte Abfin-

dungszahlungen des Arbeitgebers durch einen Sonder-

fonds zu ersetzen, regionale Mindestlöhne einzuführen, 

flexible Beschäftigungsarten wie Teilzeit, Zeitarbeit oder 

Arbeit auf Abruf und Telearbeit (z. B. von zu Hause) zu 

institutionalisieren sowie es privaten Beschäftigungs-

agenturen zu erlauben, Zeitarbeiter einzustellen.31

31. Zu Einzelheiten über diese politischen Fragen s. Özsever (2012).

3.1 Politische und gesellschaftliche Herausforderungen: 
prekäre Beschäftigung als Bedrohung der Gewerkschaften
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DİSK hat sich offen gegen das gesamte Reformpa-

ket ausgesprochen. TÜRK-İŞ steht einigen Aspekten 

kritisch gegenüber und ist vor allem gegen die Aus-

höhlung der Abfindungszahlungen. HAK-İŞ verfolgt 

einen weniger konfrontativen Kurs und unterstreicht 

die Notwendigkeit eines breiter angelegten Konsulta-

tionsprozesses. Fast einhellig sehen die Gewerkschaf-

ten das Thema der privaten Beschäftigungsagenturen 

negativ. Zwar gibt es noch ungeklärte Fragen in die-

sem Diskurs, auch was mögliche Handlungsspielräume 

der Gewerkschaftsbünde anbetrifft, und trotzdem ist 

weder eine zielorientierte, strategische Kampagne der 

Gewerkschaften zur Mobilisierung der Mitglieder noch 

ein aktives Eintreten für die Mitgliederinteressen in 

Sicht.

Auch Beamte sind vom aktuellen Regierungsprogramm 

für mehr Privatisierung und mehr Markt bei öffentlichen 

Dienstleistungen betroffen, u. a. durch prekärere und 

flexiblere Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst. 

Für viele Beschäftigte öffentlicher Unternehmen gilt ein 

neuer Vertragsstatus und auch im Gesundheits- und Bil-

dungswesen gibt es inzwischen bei Neueinstellungen 

befristete Verträge.32

Arbeitslosigkeit sowie prekäre und informelle Beschäfti-

gung nehmen tendenziell zu und stellen die Gesellschaft 

vor neue Herausforderungen. Zwar haben die Gewerk-

schaften Widerstand gegen solche Entwicklungen an-

gekündigt, aber es fehlen klare gewerkschaftliche Prio-

ritäten oder Ziele, wie man die Trends umkehren oder 

Alternativen aufzeigen kann. Einzelne Gewerkschaften 

sind aktiv geworden, um diese Einschränkungen in 

neue Chancen zu verwandeln: im Gesundheitswesen 

verfolgt z. B. Dev Sağlık-İş eine ausgefeilte klare Strate-

gie zur Organisierung von Leiharbeitern in öffentlichen 

Krankenhäusern; im Bildungswesen hat Türk Eğitim-

Senhas Lehrbeauftragte aufgenommen und die Mitglie-

derbasis erweitert; Tümtis organisierte Lagerarbeiter 

ohne Sozialversicherung und zahlreiche Leiharbeiter im 

Frachtumschlagsgeschäft; Petrol-İş Novamed spannte 

die Frauenbewegung ein, um die Rechte weiblicher 

Beschäftigter zu verteidigen; Birleşik Metal-İş bietet 

Ausbildungsmaßnahmen, die den Bedürfnissen junger 

ArbeitnehmerInnen in der Metallindustrie Rechnung 

tragen.

32. Zur empirischen Analyse der Auswirkungen auf die Beschäftigten 
und wie sich diese gegen Vertragsänderungen wehren s. Sallan-Gül und 
Kahraman (2010).

Die gesellschaftliche Akzeptanz der Gewerkschaften 

ist gering. Bei Umfragen, die zwischen 2000 und 2004 

durchgeführt wurden, um das öffentliche Vertrauen zu 

messen, zählten Gewerkschaften zu den unbeliebtesten 

Institutionen. Auf einer Skala von 0–10 (wobei 0 über-

haupt kein Vertrauen und 10 volles Vertrauen bedeu-

tet) erhielten die Gewerkschaften in den Umfragen von 

2000 und 2004 nur von 34 bzw. 38 Prozent der Be-

völkerung eine Wertung zwischen 6 und 10 (Adaman, 

Buğra und İnsel, 2008). Eine andere stichprobenartige 

Befragung organisierter und nichtorganisierter Arbeit-

nehmerInnen in İstanbul und Kocaeli kam zu dem Er-

gebnis, dass 61,2 Prozent der nichtorganisierten und 40 

Prozent der organisierten Beschäftigten der Aussage, 

dass in der Türkei Gewerkschaften zuverlässige Instituti-

onen seien, nicht zustimmten. Auch waren 67,5 Prozent 

der nichtorganisierten und 55,7 Prozent der organisier-

ten ArbeitnehmerInnen der Meinung, dass Gewerk-

schaften sich nicht energisch genug für den Schutz 

und die Stärkung von Arbeitnehmerrechten einsetzten 

(Urhan, 2005a). Mangelndes Vertrauen ist nicht nur auf 

das negative Image zurückzuführen, das noch durch ein 

gewerkschaftsfeindliches Umfeld verstärkt wird, in dem 

Gewerkschaften als illegale und kriminelle Organisatio-

nen dargestellt werden, sondern es liegt auch an einigen 

Gewerkschaften selber, die eine antidemokratische und 

repressive Gewerkschaftskultur geerbt haben und wei-

ter führen (s. Özveri, 2006). 

Wenn wir den politischen Einfluss der Gewerkschaften 

nach dem Grad der Veränderungen von Regierungs-

verhalten und -politik bemessen, stellen wir fest, dass 

ihr Einfluss in den 1990er Jahren stärker und Anfang 

des neuen Jahrhunderts schwächer war. Im Zeitraum 

von 1989-1995 reagierten die Gewerkschaften auf 

die gewerkschaftsfeindliche Politik und Konjunktur-

programme der Regierung mit Großdemonstrationen, 

Märschen und Streiks. Vielfältige kreative Aktionen der 

Basis führten zu hohen Lohnsteigerungen im öffentli-

chen Dienst und radikalisierten die Haltung gegenüber 

der Regierung aufseiten der Führungen der Dachver-

bände (s. Koç, 2003). Diese Entwicklung erreichte ihren 

Höhepunkt 1993 mit der Gründung der »Demokratie-

Plattform, Gemeinsame Stimme der Arbeiter« unter 

Beteiligung von Organisationen wie TÜRK-İŞ, HAK-İŞ, 

DİSK sowie der Plattform der Gewerkschaften öffentlich 

3.2 Die gesellschaftliche Akzeptanz der Gewerkschaften 
ist gering, ihr politischer Einfluss begrenzt
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Bediensteter (aktuell KESK), die sich später wegen inter-

ner ideologischer und politischer Spannungen auflöste 

(Koç, 2011).

In den 2000er Jahren verschob sich das Machtgefüge 

unter den Gewerkschaftsbünden erheblich, da nun-

mehr HAK-İŞ und MEMUR-SEN als aktive Unterstützer 

der amtierenden AKP-Partei galten. Allerdings könnte 

man auch zu dem Schluss kommen, dass vielmehr der 

politische Einfluss der amtierenden Regierung auf diese 

Dachverbände wuchs und nicht umgekehrt. Wie schon 

im 1. Kapitel erwähnt, ist die Führung des TÜRK-İŞ we-

niger auf Konfrontationskurs gegenüber Regierungen 

generell und leistete deshalb auch nicht viel Widerstand 

gegen das 2003 verabschiedete Arbeitsgesetz, mit dem 

sich Arbeitsbedingungen dramatisch veränderten und 

einige der informellen Strategien der Arbeitgeber legali-

siert wurden.33 Der Dachverband hatte auch 2011 nur 

wenig Erfolg bei seinem Versuch, drei die Arbeitsbezie-

hungen betreffenden Gesetzesänderungen rückgängig 

zu machen, bevor ein neuer Gesetzentwurf verabschie-

det wurde.34 

Gewerkschaften wie DİSK und KESK sind kritischer in 

ihrer Haltung gegenüber der Regierung. Erst kürzlich 

schloss sich die Plattform von zehn Organisationen 

innerhalb des TÜRK-İŞ dieser kritischen Position an  

(s. Kapitel 1). Doch ist keiner der Dachverbände gegen-

wärtig in der Lage, die Regierung wirklich unter Druck 

zu setzen; Gewerkschaften reagieren auf die politische 

Agenda, aber bestimmen sie nicht. Außerdem muss 

erwähnt werden, dass einige KESK-Funktionäre und 

Führungsmitglieder von KESK-Organisationen während 

einer großangelegten Untersuchung im Zusammenhang 

mit politischen Kurdenorganisationen festgenommen 

wurden.

Der allgemeine Trend hin zu sinkendem politischem 

Einfluss der Gewerkschaftsbewegung wurde nur ein-

mal durch ein wichtiges Ereignis Ende 2010 und An-

fang 2011 durchbrochen, als Tekel-MitarbeiterInnen 

(ein Staatsbetrieb in der Tabakindustrie) aus allen 

Teilen des Landes ihren Status und damit einige ihrer 

33. S. Yücesan-Özdemir und Özdemir (2008).

34. Drei Vorschriften des Gesetzes, die auf Initiative des Türk-İş von der 
Regierung zurückgenommen wurden, waren i) die Legalisierung der 
Telearbeit (von zu Hause) zur einfacheren Flexibilisierung der Arbeitsbe-
ziehungen ii) die Verlängerung der Probezeit auf 4 Monate und damit 
Verlust der Abfindungszahlungen für alle Beschäftigten iii) Verlängerung 
des Ausgleichszeitraums für Beschäftigte der Tourismusbranche.

Rechte verlieren sollten. Ein ursprünglich lokaler Pro-

test schwoll zum gemeinsamen Widerstand von Par-

teien, sozialen Bewegungen, NROs und Gewerkschaf-

ten gegen die Regierungspolitik an, führte aber nicht 

zu einer anhaltenden Radikalisierung der Gewerk-

schaftsbewegung.35 

Unabhängig von ihrer ideologischen Ausrichtung sind 

die meisten Gewerkschaften offen für einen Austausch  

mit europäischen Gewerkschaftsorganisationen. Gewerk-

schaftsführungen, -mitarbeiterInnen und manchmal auch 

-mitglieder besuchen Seminare, Konferenzen und Arbeits-

treffen, wo sie sich über Organisierungsstrategien, Verfah-

ren zum sozialen Dialog, Instrumente internationaler Soli-

darität, genderspezifische Fragen und die Auswirkungen 

makroökonomischer Maßnahmen auf Gewerkschaften 

informieren. Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) 

hat die Kommission zur Türkei-EU- Gewerkschaftskoor-

dinierung eingesetzt mit dem Auftrag, einschlägige Infor-

mationen über die EU, die europäische Gewerkschafts-

bewegung und die Arbeit potentieller Sozialpartner auf 

Ebene der EU an die türkischen Gewerkschaftsbünde wei-

terzugeben. Außerdem gab es ein 3-jähriges EGB-Projekt 

(2008–2010) unter dem Titel »Dialog der Zivilgesellschaft: 

ArbeitnehmerInnen aus der Türkei und der Europäischen 

Union durch eine gemeinsame Arbeitskultur zusammen-

bringen«, an dem sich Beschäftigte zahlreicher Branchen 

auf Konferenzen und Bildungsseminaren beteiligten (s. 

Ağartan, 2010).

Eine neue und wichtige Entwicklung der 2000er Jahre 

ist die verstärkte Beteiligung globaler Gewerkschaftsfö-

derationen an lokalen Konflikten zwischen türkischen 

Arbeitgebern und Gewerkschaften insbesondere in mul-

tinationalen Unternehmen (MNU). Im Folgenden gibt 

es einen Überblick über zehn Fallstudien aus der Zeit 

2000–2012, als türkische Gewerkschaften zusammen 

mit ihren globalen Föderationen die Beschäftigten in 

MNUs organisierten.36

35.´ Für weitere Informationen s. Bulut (Hg.) (2010). Für hervorragende 
Interviews mit TEKEL-Mitarbeitern s. Yılmaz (2011) und Türkmen (2012).

36. Einige türkische Gewerkschaften organisierten schon vor 2000 
Mitglieder bei den MNUs und deren Zulieferern, aber erst mit der Ein-
beziehung internationaler Netzwerke in den 2000er Jahren verstärkte 
sich der Trend. Für eine Analyse der Öl-, Chemie- und Gummiindustrie 
s. Bulut.

3.3 Verstärkte Anbindung an europäische 
und internationale Netzwerke
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Die Analyse der zehn Fallstudien zeigt, dass eine Reihe 

türkischer Gewerkschaften damit begonnen haben, inter-

nationale Netzwerke und Instrumente über die traditio-

nellen Beziehungen zwischen globalen Föderationen und 

lokalen Gewerkschaften hinaus für sich zu nutzen. Mit 

Unterstützung ihrer globalen Gewerkschaften versuchten 

sie, auf vielfältige Weise Druck auf die Arbeitgeber auszu-

üben. In den Kampagnen bei DESA, TREXTA und ABBATE 

mischten sich Kundenunternehmen in die Konflikte ein, 

die von ihren Zulieferern die Einhaltung von Arbeitneh-

merrechten erwarten. In der Kampagne bei STANDARD 

PROFIL war es Mitarbeitern aufgrund der Bedingungen in 

diesem internationalen Unternehmen möglich, an Schu-

lungsmaßnahmen teilzunehmen, die die Mitgliedschaft in 

Gewerkschaften förderten und das von den Arbeitgebern 

propagierte Negativimage der Gewerkschaften in Frage 

stellten. In der UPS-Kampagne zwangen noch nie dage-

wesene globale Aktionstage in verschiedenen Ländern 

die Arbeitgeber an den Verhandlungstisch und letztlich 

zu einem erfolgreichen Abschluss.37 Eine Schlüsselrolle 

spielten hierbei die direkte Unterstützung durch und Ko-

operation mit der zuständigen globalen Föderation (ITF 

für Tümtis, UNI für Koop-İş, ICEM für Petrol-İş), u. a. durch 

Solidaritätsbesuche und Protestschreiben. Sobald sich die 

im Heimatland des globalen Unternehmens zuständige 

Gewerkschaft in einen Arbeitskonflikt einmischt, stehen 

die internationalen Arbeitgeber unter Druck und zwingen 

ihrerseits u. U. die lokalen Unternehmensleitungen, mit 

den Gewerkschaften vor Ort zu verhandeln (wie im Fall 

der amerikanischen Teamsters bei UPS und der schwedi-

schen Handels bei IKEA).

Im Zusammenhang mit anderen hier nicht aufgeführten 

Organisierungskampagnen verweisen Wissenschaftler 

auch auf lokal eingesetzte Internationale Rahmenverein-

barungen, die zwischen globalen Gewerkschaftsfödera-

tionen und multinationalen Unternehmen abgeschlos-

sen werden (Berber-Ağtaş, 2009). Diese Vereinbarungen 

garantieren Kernarbeitsnormen in den betroffenen mul-

tinationalen Unternehmen und können deshalb von 

den lokalen Gewerkschaften als Druckmittel gegenüber 

lokalen Arbeitgebern eingesetzt werden, um Forderun-

gen durchzusetzen. Letztlich hängt der erfolgreiche Ab-

schluss eines Tarifvertrags aber von Kampfmaßnahmen 

und Konditionen vor Ort ab.38

37. Für eine ausführliche Analyse der Kampf- und Solidaritätsmaß-
nahmen in der UPS-Kampagne auf der Grundlage von Primärdaten s. 
McGrath und Dinler (2011).

38. Für empirische Fallstudien s. Fichter, Sayım und Berber-Ağtaş (2011).

Internationale Unterstützung bleibt ohne ernsthafte An-

strengungen zur Organisierung der Mitglieder vor Ort 

wirkungslos. Gewerkschaftsmitglieder, -führungen und 

-mitarbeiter investieren unendlich viel Zeit, Energie und 

Ressourcen, um neue Mitglieder zu gewinnen, deren Fa-

milien zu mobilisieren, Rechtsprobleme auszukämpfen 

und öffentliche Unterstützung zu gewinnen. Längerfris-

tig aufgestellte Streikposten vor den Werkstoren, um der 

Forderung entlassener Beschäftigter auf Wiedereinstellung 

Nachdruck zu verleihen, kosten Geld und können Monate 

dauern. Sie ziehen jedoch die öffentliche Aufmerksamkeit 

auf sich und senden ein starkes Signal an die Arbeitgeber, 

dass die streikende Gewerkschaft zum Erfolg entschlossen 

ist. Letztlich lässt sich der Erfolg von Kampagnen durch 

Zusammenarbeit mit größeren Teilen der Zivilgesellschaft 

enorm steigern: z. B. mit der Frauenbewegung, um Ar-

beitnehmerinnen zu organisieren (NOVAMED und DESA). 

Informelle rechtliche Scharmützel der Arbeitgeber verhin-

dern leider häufig die Anerkennung der Gewerkschaften 

und letztlich den Abschluss eines Tarifvertrages. Während 

Koop-İş sieben Jahre brauchte, um die Beschäftigten bei 

Praktiker zu organisieren und einen Tarifvertrag abzu-

schließen, war Tez-Koop-İş erst neun Jahre nach den ers-

ten Maßnahmen 2012 rechtlich zur Unterzeichnung eines 

Tarifvertrages bei TESCO KİPA ermächtigt. Solche Taktiken 

brachten auch eine ursprünglich dynamische und erfolg-

reiche Kampagne bei IBM zum Scheitern. Die relativ kurze 

Kampagne bei UPS (zwei Jahre von ersten Organisierungs-

aktionen bis zur Unterzeichnung des Tarifvertrages) erklärt 

sich dadurch, dass der Arbeitgeber – aufgrund starken 

internationalen Drucks vonseiten der Mitgliedsorganisati-

onen der globalen Föderation – keine Verzögerungstak-

tik anwandte, nachdem das Protokoll ausgehandelt war.  

Daraus lässt sich schließen, dass das beste Ergebnis durch 

ernste Anstrengungen zur Organisierung der Beschäftigten 

zusammen mit internationaler Unterstützung erzielt wird, 

wenn rechtliche Hürden aus dem Weg geräumt wurden.

4. Zukunftsaussichten

Die Erfahrung mit Transnationalen Unternehmen hat 

gezeigt, dass die türkischen Gewerkschaften, um neue 

Mitglieder in diesen zu gewinnen, stärker die betreffende 

Branche analysieren und bessere Kommunikationsnetz-

werke aufbauen müssen zu den globalen Föderationen 

4.1 Organisationsstrukturen sind nicht fähig, 
neuen Herausforderungen zu begegnen
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und Gewerkschaften in anderen Ländern. D. h. die Zu-

sammenarbeit mit den Forschungs- und Organisierungs-

abteilungen ihrer internationalen Partner muss gefördert 

und verstärkt werden. Da solche Unternehmen sich so-

wohl lokal wie global entlang der Lieferketten entwickeln, 

sind gemeinsame Kampagnen von zwei oder mehreren 

Gewerkschaften erforderlich, wenn man handfeste Er-

gebnisse erzielen will. Damit stehen Gewerkschaften vor 

einer organisatorischen Herausforderung, denn es setzt 

u. a. auch eine interne Neustrukturierung und eine kollek-

tive Arbeitskultur auch der Gewerkschaften selber voraus. 

Hinzu kommen die Defizite der Gewerkschaften in der 

Phase nach der Organisierung von Mitgliedern und Un-

terzeichnung eines Tarifvertrags. Auch in einem außer-

ordentlich gewerkschaftsfeindlichen Umfeld und ange-

sichts aggressiver Strategien der Arbeitgeber haben sich 

kämpferische Gewerkschaften immer wieder behauptet, 

aber eine stärkere Einbindung ihrer Mitglieder nach Ab-

schluss eines Tarifvertrags fällt ihnen weniger leicht.

Die gesellschaftlichen Herausforderungen werden noch 

wachsen, wenn die in Kapitel 3 beschriebenen politischen 

Entscheidungen voll greifen. Mit der Einführung von Bei-

trägen für medizinische Leistungen sowie Änderungen 

bei Abfindungen und Arbeitslosenversicherung werden 

die Beschäftigten allgemein und Gewerkschaftsmitglieder 

insbesondere einige ihrer Leistungsansprüche verlieren; 

gleichzeitig bedeutet die zunehmende Zahl informeller 

und prekärer Beschäftigungsverhältnisse für die Gewerk-

schaften, dass sie nur wachsen können, wenn sie sich 

über ihre traditionelle Mitgliederbasis hinaus orientieren.

Am dramatischsten waren die Auswirkungen der Finanz- 

und Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt. Im Zeitraum 

von März 2008 bis März 2009, d. h. auf dem Höhepunkt 

der Krise, erhöhte sich die Arbeitslosigkeit bei Beschäf-

tigten außerhalb der Landwirtschaft von 13,4 auf 18,9 

Prozent, während die Jugendarbeitslosigkeit von 19,8 auf 

27,5 Prozent zunahm.39 Ebenso besorgniserregend war 

39. Es handelt sich hierbei um die amtlichen Zahlen des türkischen Statis-
tikamtes (TUİK) aus der Untersuchung von Haushalten & Beschäftigten, 
März 2009. S. Yaprak (2009) für Kurzfassung der Analyse. Die tatsäch-
lichen Prozentzahlen werden viel höher geschätzt, da auch eine Menge 
informeller Beschäftigter ihren Arbeitsplatz verloren.

die Zahl der Entlassungen von gewerkschaftlich organi-

sierten Beschäftigten, die eigentlich in Krisenzeiten besser 

geschützt sein sollten. Die Daten von TÜRK-İŞ für diesen 

Zeitraum zeigen, dass mehr als 42.000 Gewerkschafts-

mitglieder in der Krise ihren Arbeitsplatz verloren.40

TÜRK-İŞ, DİSK und KESK interpretierten die Gründe für 

die Krise und ihre Lösungen in ähnlicher Weise. Für alle 

lag die Ursache vor allem in einer liberalen Wirtschafts-

politik zugunsten der Kapitaleigner. Die Lösung liege 

deshalb in einer nachfrageorientierten, arbeitnehmer-

freundlichen Politik mit dem Ziel von mehr Arbeitsplät-

zen, höheren Löhnen und besseren Sozialleistungen 

und gleichzeitigen Budgetverschiebungen zugunsten 

von Bildung und Gesundheit. Auch wollten sie die Ar-

beitgeber daran hindern, die Krise vorzuschieben, um 

Entlassungen wegen geschäftlicher Flauten zu rechtfer-

tigen. Merkbar radikaler war der Vorschlag von DİSK, 

finan-zielle Renditen kurzfristig zurückzufahren, eine 

progressive Besteuerung einzuführen und die Verwal-

tung des Sozialfonds für Arme den Gewerkschaften 

zu übertragen.41 Am 15. Februar 2009 hielten sie ge-

meinsam eine Großdemonstration ab unter dem Motto 

»Wir zahlen nicht die Rechnung für die Krise: vereinter 

Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut«. T. KAMU-

SEN sprach sich für makroökonomische Maßnahmen zur 

Steigerung von Nachfrage, Löhnen und Beschäftigung 

aus und befürwortete Sozialprogramme zur Beendigung 

der Krise.42 MEMUR-SEN bestätigte zwar die katastro-

phalen Auswirkungen der Krise, unterstützte aber die 

von der Regierung vorgeschlagenen und umgesetzten 

Maßnahmen.43

Reaktionen und Vorschläge für Lösungen auf der Makro-

ebene hinterließen nur geringe Spuren im Alltagsgeschäft 

der Gewerkschaften. Die Gewerkschaften sahen die Art 

der Krisenbewältigung durch die Regierung zwar kritisch, 

konnten aber nicht unbedingt eine eigene Strategie zur 

40. http://www.koopis.org.tr/haberler24/42-bin-sendikali-isci-isten-cikarildi.php

41. http://www.tes-is.org.tr/TR/Genel/BelgeGoster.aspx?F6E10F889243
3CFFAAF6AA849816B2EF907A48226BB53664; http://www.disk.org.tr/
default.asp?Page=Content&ContentId=608

42. T. Kamu-Sen; http://www.kamusen.org.tr/ShowContent.aspx?itemID=172

43. http://www.yildirimkoc.com.tr/usrfile/1323898382a.pdf. Festzuhal-
ten bleibt, dass im Gegensatz zu einigen anderen Entwicklungsländern, 
die mit einer expansionistischen Geld- und Fiskalpolitik und Armutsbe-
kämpfungsprogrammen auf die Krise reagierten, die türkische Regierung 
ihre makroökonomischen Strategien nicht änderte und stattdessen An-
reize für die Arbeitgeber schaffte, um die Arbeitskosten zu senken und 
im Gegenzug Beschäftigung und Ausbildung für eine bessere berufliche 
Qualifikation zu fördern. Für weitere Einzelheiten s. Öniş und Güven 
(2011).

4.2 Die Wirtschaftskrise trifft Gewerkschaftsmitglieder hart 
und erfordert ein Umdenken der strategischen Prioritäten
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Beschäftigungssicherung vorlegen. Zwei Befragungen 

unter gewerkschaftlich organisierten Jugendlichen in 

der Zeit nach der Krise ergaben, dass nach Meinung der 

Hälfte von ihnen die Gewerkschaften nicht wirksam auf 

die Krise reagiert hätten. Die jungen ArbeitnehmerInnen 

nannten Angst vor der Arbeitslosigkeit, Druck vonsei-

ten des Arbeitgebers, informelle und flexible Beschäfti-

gung, die Existenz von Kleinbetrieben (ohne gesetzlichen 

Kündigungsschutz), unzureichenden Rechtsschutz der 

Beschäftigten sowie mangelndes Vertrauen in die Ge-

werkschaften insgesamt als Hindernisse bei der Mitglie-

derorganisierung (Lordoğlu und Kıroğlu, 2010). 

Gerade auch innerhalb schwieriger gesetzlicher und po-

litischer Rahmenbedingungen gibt es Ansatzpunkte für 

die Gewerkschaften, ihre finanziellen und menschlichen 

Ressourcen effektiver einzusetzen. Empfehlungen rich-

ten sich insbesondere auf den verstärkten Einsatz ihrer 

Energien in den folgenden sechs Bereichen, damit die 

Gewerkschaften wachsen und zu einer stärkeren und 

zukunftsfähigen Bewegung werden können: 

1)		Kontinuierliche Basisarbeit und Kontaktaufnah-
me zu prekär Beschäftigten: Gewerkschaften, die 

seit den 1980er Jahren Mitglieder gewonnen haben, 

waren eher aktive »Organisierer« als »Dienstleister« 

(s. Selamoğlu, 2003). Engagierte Gewerkschaften 

nutzen viele verschiedene Kanäle (zu Hause, Kaffee-

häuser, Stadtzentren und öffentliche Verkehrsmittel 

sowie den Betrieb), um mit den Beschäftigten in Kon-

takt zu treten. Organisierung bedeutet aber nicht nur 

die Werbung neuer Mitglieder, sondern auch stärkere 

Beteiligung der ArbeitnehmerInnen auf allen Ebenen. 

Angesichts des schrumpfenden formalen Sektors 

sollten sich die Gewerkschaften auch auf Arbeitneh-

merInnen in prekärer und informeller Beschäftigung 

und Leiharbeiter konzentrieren (s. Selçuk, 2005).

2)		Erschließung internationaler Netzwerke der glo-
balen Gewerkschaftsbewegung: Gewerkschaf-

ten, die die Vorteile der Zusammenarbeit mit globalen 

Gewerkschaftsföderationen erkannt haben, konzen-

trieren sich schwerpunktmäßig auf die Organisie-

rung multinationaler Unternehmen. Die für ähnliche  

Netzwerkaktivitäten notwendigen Qualifikationen 

und Mitarbeiter sollten für mehr Gewerkschaften zur 

Verfügung stehen. Gemeinsame Organisierungs- und 

Schulungsprojekte, regelmäßige Teilnahme an inter-

nationalen Konferenzen von Mitgliedern mit Fremd-

sprachenkenntnissen und Wissenstransfer zwischen 

Gewerkschaften verschiedener Länder könnten sol-

che Netzwerke produktiv erschließen.

3)		Strukturreformen, um Mitglieder besser einzu-
binden, Zuständigkeiten zu delegieren und un-
terrepräsentierten Gruppen eine Stimme zu ge-
ben: Dabei geht es u. a. um die Wahl (nicht Ernennung) 

von Führungspersonal, mehr beteiligungsfördernde 

Gremien (z. B. Organisierungsausschüsse und Arbeit-

nehmervertretungen auf lokaler, regionaler und natio-

naler Ebene), mehr Zuständigkeiten für den Rat der 

lokalen Gewerkschaftsleitungen gegenüber dem Vor-

stand. Frauen und jugendliche Mitglieder sollten Vor-

rang erhalten bei der Besetzung von Entscheidungs-

gremien und ihre eigenen Strukturen schaffen dürfen, 

um Forderungen zu artikulieren und aktiv umzusetzen.

4)		Förderung von Kooperationsmechanismen für 
gemeinsame Organisierungskampagnen und ge-
werkschaftsfreundliche Gesetzgebung: Mit ge-

meinsamen Organisierungskampagnen könnte man 

Energien in Lieferketten und an organisierten Industrie-

standorten intelligent bündeln. Der Dachverband DİSK 

hat in der Vergangenheit regionale Koordinierungsräte 

eingesetzt, um seinen Mitgliedsorganisationen gemein-

same Kampagnen vor allem an organisierten Indus-

triestandorten zu erleichtern, wo sich Hunderte von 

Industriearbeitsplätzen verschiedener Branchen kon-

zentrieren; in der Praxis hat sich dies nicht bewährt (Ur-

han, 2005b), könnte aber in veränderter Form wie-der 

aufgegriffen werden. Auch könnten die Plattformen 

lokaler Gewerkschaftsbüros (in den Großstädten schon 

innerhalb der Dachverbände vorhanden) effektiver für 

öffentliche Kampagnen eingesetzt werden. Gemein-

sam Druck zu machen gegenüber der Regierung zu-

gunsten gewerkschaftsfreundlicher Gesetze und Politik 

setzt die aktive Unterstützung vonseiten der Führung 

der Dachverbände voraus.

5)		Rekrutierung von Strategieexperten, die Ge-
werkschaften in Strategiefragen beraten: die 

Forschung zu Problemen der Beschäftigten ist ge-

genwärtig begrenzt und sollte intensiviert werden, 

um einen besseren Einblick in Herkunft, Bedürfnisse 

4.3 Empfehlungen für eine positive Entwicklung  
der Gewerkschaften in der Zukunft
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und Ziele der Mitglieder zu gewinnen. Strategische 

Forschung in Hinblick auf Stärken und Schwächen der 

zentralen Beziehungen zu den Arbeitgebern sollte als 

Anregung für eine Gewerkschaftsstrategie institutio-

nalisiert werden. Zweisprachige Mitarbeiter mit Erfah-

rung in der Unternehmensforschung sollten als Bera-

ter der Gewerkschaftsführung eingestellt werden.

6)		Stärkung gewerkschaftlicher Bildungsarbeit: das 

gesammelte Wissen der Gewerkschaften ist erheblich 

und sollte an aktive Mitgliedergruppen weitergegeben 

werden, die ihrerseits KollegInnen schulen. Es geht da-

bei nicht nur um Grundwissen über Gewerkschaften 

und Arbeitnehmerrechte, sondern um organisatorische 

Kompetenz für Vorbereitungsarbeit, Planung, strate-

gische Entscheidungen, Erkennung von betrieblichen 

Problemen, Aufbau von Kommunikationsnetzwerken 

sowie emotionale Kompetenz durch Erlernen von 

Selbstvertrauen und Durchsetzungskraft. Erfahrene 

Führungskräfte sollten dabei die Ausbildung junger 

ArbeitnehmerInnen übernehmen.
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